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OBEROSTERREICH




DER LANDESAMTSDIREKTOR
	

	
	

	4021 Linz

Klosterstraße 7


An das

Bundesministerium für soziale Sicherheit,

Generationen und Konsumentenschutz

Stubenring 1

1010 Wien

Entwurf eines Behindertengleichstellungs​gesetzes, eines Schlichtungsstellengesetzes und einer BEinstG-Novelle; Vorbegutachtungsver​fahren; Stellungnahme 

(Zu GZ 44.001/56-1/03 vom 19. Jänner 2004) 

Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Amt der Oö. Landesregierung teilt zum vorliegenden Entwurf Folgendes mit:

I.
Verfassungsrechtliche Bedenken:


Gemäß dem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes VfSlg. 8831/1980 können sowohl der Bund als auch die Länder der Behindertenhilfe dienende Maßnahmen vorsehen, jede dieser Autoritäten jedoch immer nur auf Sachgebieten, die nach der Kompetenzverteilung der Bundesverfassung in ihre Zuständigkeit fallen. Aus der Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers zur Regelung der in den Kompetenzbestimmungen der Artikel 10 bis 12 B-VG umschriebenen Sachgebiete - etwa "Sozialversicherungswesen" (Artikel 10 Abs. 1 Z. 11) oder "Gesundheitswesen" (Artikel 10 Abs. 1 Z. 12) etc. - fließt auch seine Kompetenz, Maßnahmen zur Behindertenhilfe vorzusehen, soweit sie mit diesen Sachgebieten im Zusammenhang stehen. Für den Landesgesetzgeber besteht die Zuständigkeit, im Rahmen seiner Generalkompetenz (Artikel 15 Abs. 1 B-VG) Maßnahmen zur Behindertenhilfe dann vorzusehen, wenn diese nicht in die Bundeskompetenz eingreifen.


Artikel I des im Entwurf enthaltenen Behindertengleichstellungsgesetzes enthält nun eine generalklauselartige Verfassungsbestimmung, wonach die Erlassung, Änderung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Artikel II enthalten sind, sowie deren Vollziehung auch in jenen Belangen Bundessache sind, hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz etwas anderes vorsieht. Weiters wird angeordnet, dass die Angelegenheiten des Artikel II unmittelbar von Bundesbehörden versehen werden können. Abgesehen davon, dass im Allgemeinen Teil der Erläuterungen als Kompetenzgrundlagen lediglich Artikel 10 und Artikel 14 B-VG angeführt werden, wird im Besonderen Teil der Erläuterungen zu dieser Verfassungsbestimmung des Artikel I ausgeführt, dass "sich die Zuständigkeit des Bundes im Rahmen des Diskriminierungsschutzes auf die Entscheidung über das Vorliegen von Diskriminierung und daraus abgeleitete Schadenersätze beschränkt. Die Verfassungsbestimmung derogiert nicht bestehenden Kompetenzbestimmungen beispielsweise in Bereichen wie Bauwesen oder Verkehr". 


Da der Geltungsbereich des Behindertengleichstellungsgesetzes gemäß § 2 sämtliche Diskriminierungen von Menschen mit Behinderungen mit Ausnahme des Schutzes vor Diskriminierung in der Arbeitswelt umfasst, im § 4 auch die Barrierefreiheit insbesondere in Bezug auf bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel etc. definiert wird und in den §§ 8 ff der Schutz vor Diskriminierung samt daraus abgeleiteter Schadenersätze normiert wird, kann aus der Sicht des Amtes der Oö. Landesregierung im Gegensatz zu den Erläuterungen nicht ausgeschlossen werden, dass auch in landesgesetzliche Kompetenzen in Bereichen wie Bauwesen oder Verkehr eingegriffen wird. Dies ergibt sich insbesondere daraus, dass nach § 9 Abs. 3 eine mittelbare Diskriminierung etwa dann anzunehmen ist, wenn öffentliche Gebäude z.B. auf Grund von Stufen, nicht barrierefrei zugänglichen Sanitäranlagen etc. nicht oder nur mit besonderer Erschwernis zugänglich und benutzbar sind. Es wird damit in inhaltlicher Hinsicht indirekt auch die Barrierefreiheit von öffentlichen Gebäuden angeordnet, da bei Verletzung des Diskriminierungsverbotes Anspruch auf Schadenersatz gemäß § 12 besteht. 


In diesem Zusammenhang ist auf die gemeinsame Länderposition betreffend das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz zu verweisen, die mit Schreiben der Verbindungsstelle vom 1. Juli 2003, VST-4774/4, auch an das BMSGK übermittelt wurde. Aus dieser Position geht hervor, dass mit dem damals vorgelegten Entwurf ein massiver Eingriff in die Gesetzgebungskompetenz der Länder erfolgte und verlangt werde, das Vorhaben auf die dem Bund zustehenden Kompetenzen zu reduzieren. Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen, dass gegen eine Beiziehung von Ländervertretern zum Vorhaben, insbesondere wenn es um notwendige Abstimmungen zwischen den Regelungsbereichen des Bundes und der Länder geht, kein Einwand bestehe. Für Teilbereiche könne es sich auch als sinnvoll erweisen, den Weg einer staatsrechtlichen Vereinbarung (Artikel 15a B-VG) einzuschlagen. 


Da aus unserer Sicht auch mit dem vorliegenden Entwurf ein Eingriff in landesgesetzliche Kompetenzen erfolgt, muss die in der gemeinsamen Länderposition vertretene Forderung der Reduktion des Vorhabens auf diejenigen Kompetenzen, die dem Bund zustehen, mit Nachdruck gefordert werden. In den Erläuterungen wird zu Artikel I ausgeführt, dass das Ziel dieses Gesetzes und der damit notwendigen Verfassungsbestimmung ein einheitliches Bundesgesetz sei. Dabei wird jedoch außer Betracht gelassen, dass die Umsetzung des Diskriminierungsverbotes für den privatwirtschaftlichen Bereich ohnehin in einem anderen Bundesgesetz, nämlich dem Gleichbehandlungsgesetz erfolgen soll. Auch aus diesem Grund ist sachlich nicht nachvollziehbar, warum in bestehende Kompetenzen der Länder eingegriffen werden muss.


Seitens des Amtes der Oö. Landesregierung wird daher der Entwurf auf Grund verfassungsrechtlicher Bedenken, die sich einerseits auf sachlich nicht nachvollziehbare Eingriffe in die Kompetenzen der Länder beziehen, andererseits darauf, dass die Kompetenzbestimmung des Artikel I des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes im Zusammenhang mit den dazu enthaltenen Erläuterungen keine eindeutige Auslegung zulässt, abgelehnt. 

II.
Auch wenn der vorgelegte Entwurf lediglich im Rahmen eines nicht der Vereinbarung über einen Konsultationsmechanismus unterliegenden Vorbegutachtungsverfahrens versandt wurde, muss darauf hingewiesen werden, dass nicht annähernd abgeschätzt werden kann, mit welchen Kostenbelastungen die Länder auf Grund dieser geplanten Gesetze zu rechnen haben werden.


Für die Länder, aber auch die Gemeinden wird jedenfalls mit Mehrkosten zu rechnen sein, unter anderem für den bestellten Vertreter beim Senat der Schlichtungsstelle, für den bestellten Behindertenan​walt und seinen Vertreter. Einige weitere Bereiche sind unter III. zu Art. 9 beispielshaft angeführt. Insbesondere hinsichtlich der im § 9 Abs. 3 demonstrativ angeführten Bereiche, in denen eine mittelbare Diskriminierung anzunehmen ist, wird eine barrierefreie Ausgestaltung öffentlicher Gebäude und Verkehrsmittel erforderlich sein, was mit derzeit unabschätzbaren Kostenfolgen verbunden ist. Es muss daher jedenfalls darauf hingewiesen werden, dass sich das Ziel dieses Gesetzes nur in Zusammenhang mit der Erlassung von entsprechenden Übergangsbestimmungen verwirklichen lassen wird.

III.
Zu den einzelnen Bestimmungen:

Zum Behinderteneinstellungsgesetz:

Was den Begriff der "Menschen mit Behinderungen" in § 3 des Entwurfs zum BGStG betrifft, wird angemerkt, dass im Begutachtungsentwurf zum Oö. Chancengleichheits​gesetz von diesem Begriff abgegangen wird, weil er als überholt gilt. Insbesondere auf Wunsch der Interessenvertretungen soll stattdessen der Begriff "Menschen mit Beeinträchtigungen" eingeführt werden. Im Sinn einer erstrebenswerten Einheitlichkeit der Terminologie in Bundes- und Landesgesetzen sollte daher auch für den Bundesbereich die Einführung des Begriffes der "Menschen mit Behinderungen" überdacht werden.

Als problematisch wird es betrachtet, dass der geschützte Personenkreis sehr weit gefasst ist, zumal auch Personen, die auf Grund der Behinderung eines Angehörigen diskriminiert werden, vom Gesetz geschützt werden.

Zu § 3 Abs. 1: 

Ein Abweichen von dem für das Lebensalter typischen Zustand, das voraussichtlich länger als 6 Monate dauert, als Kriterium für eine Beeinträchtigung heranzuziehen, erscheint im Zusammenhang mit Entwicklungsverzögerungen, die Kinder im Kindergartenalter aufweisen können, sehr problematisch. Aus dem Entwurf geht nicht hervor, wer eine Einschätzung der voraussichtlichen Dauer einer Entwicklungsverzögerung vornehmen könnte. Unseres Erachtens bedürfte eine derartige Einschätzung der Beurteilung durch ein Expertenteam.

In dem vorgesehenen Zeitraum von 6 Monaten kann sich durchaus herausstellen, dass mit dem nötigen Problembewusstsein und einer gezielten Förderung im Zusammenwirken zwischen Familie und Kindergarten eine vorübergehende Entwicklungsverzögerung, die aus psychosozialer Benachteiligung resultiert, aufgeholt werden kann, ohne dass ein Kind zunächst "Behindertenstatus" erlangen muss. Anders verhält es sich, wenn sicher feststeht, dass Entwicklungsdefizite nicht mehr aufgeholt bzw. behoben werden können.

Zu Variante betreffend § 3 Abs. 3: 

Die Wahrscheinlichkeit, dass ein Mensch in Zukunft von einer konkreten Beeinträchtigung betroffen sein wird oder ihm eine solche Beeinträchtigung zugeordnet wird, lässt sich im Sinne des oben Gesagten für Kindergartenkinder, die Entwicklungsverzögerungen aufweisen, schwer beurteilen. Aus dem Entwurf geht auch nicht hervor, wer die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit vornehmen könnte bzw. wer eine Beeinträchtigung zuordnet, wobei dies aus unserer Sicht wiederum durch ein Expertenteam erfolgen müsste.

Zu § 9 "Diskriminierung":

Aus verkehrspolitischen und -planerischen Gründen wird die Berücksichtigung barrierefreier Zugänge zu Einrichtungen des öffentlichen Verkehrs für Personen mit Mobilitätsbeeinträchtigung begrüßt. Das Verkehrsressort des Landes Oberösterreich hat im Rahmen der Planung und Errichtung von Maßnahmen des Nahverkehrsprogrammes für den Großraum Linz diese Thematik grundsätzlich mitberücksichtigt. Dabei hat die praktische Erfahrung gezeigt, dass die Anforderungen in der Mobilität eingeschränkter Personen an die Gestaltung des öffentlichen Raumes sehr heterogen und in Einzelfällen in sich widersprüchlich sind. Die Einrichtungen eines Benutzerbeirates mit Beeinträchtigtenvertretern hat sich dabei bewährt; die Erfahrungen haben aber auch gezeigt, dass eine barrierefreie Gestaltung mit - zum Teil erheblichen - Mehrkosten verbunden ist. Auch besteht kaum Einvernehmen über die Begriffe "barrierefrei", sodass Maßnahmen im Spannungsfeld widersprechender Interessen diskutiert werden.

Die barrierefreie Gestaltung des öffentlichen Verkehrs kann nur als längerfristiges Projekt umgesetzt werden, wobei eine konzeptive Vorgangsweise in der Weise sinnvoll erscheint, dass Maßnahmen nach Dringlichkeit gereiht und schrittweise umgesetzt werden. Beispielsweise wäre anzudenken, vorerst Hauptachsen des öffentlichen Verkehrs mit Schwerpunkthaltestellen und entsprechend ausgestalteten Fahrzeugen zu beginnen. 

Trotz der als wichtig erachteten Schritte in Richtung barrierefreies ÖV-System muß auf die budgetären Konsequenzen aufmerksam gemacht werden. In § 11 ÖPNRV-G 1999 sind Länder und Städte als Aufgabenträger des öffentlichen Verkehrs normiert, und für die Planung nachfrageorientierter Angebote zuständig. Die Umsetzung wird klarer Regelungen bedürfen. 

Nach dem vorliegenden Entwurf kommen auf die Verkehrsunternehmen erhebliche Mehrbelastungen zu. Dieser Kostenanstieg ist vor dem Hintergrund der Tatsache zu beurteilen, dass bereits derzeit Angebote des öffentlichen Verkehrs nur bei öffentlicher Zuschussfinanzierung aufrecht erhalten werden können. Bei der Umsetzung sollte vermieden werden, dass Verkehrsunternehmen unter dem Gesichtspunkt der Kostenvermeidung schwach frequentierte Haltestellen einstellen, was eine generelle Ausdünnung der ÖV-Angebote zur Folge hätte.

Die in den Beilagen angesprochene Haltung der Bundesvertreter, Zuschüsse des Bundes gemäß ÖPNRV-G 1999 mit barrierefreier Gestaltung zu junktimieren, wird - je nach Intensität der Maßnahmenumsetzung - erhebliche Mehrkosten für das Land Oberösterreich und die Gemeinden zur Folge haben. Die derzeitigen Überlegungen seitens des Bundes, die Zuschüsse zu limitieren, hat zur Folge, dass die Angebote nur bei entsprechender Landesbeteiligung aufrechterhalten werden können.

Durch diese Bestimmung besteht ein Spannungsverhältnis zu vielen Gesetzen, etwa zu den Bestimmungen der Straßenverkehrsordnung, des Kraftfahrgesetzes und des Führerscheingesetzes. Insbesondere Belange der Benützung von Rollstühlen sind nach unserer Ansicht in der Straßenverkehrsordnung unzureichend geregelt, so ist beispielhaft anzuführen, dass die Benützung von Elektrorollstühlen keiner detaillierten Regelung unterliegt und nur mangelhaft mit den bestehenden Bestimmungen in Einklang zu bringen ist, was durch die entstehende Rechtsunsicherheit unter den Begriff "Diskriminierung" subsumiert werden kann.

Weiters ist beispielhaft anzuführen, dass in den Bestimmungen des Führerscheingesetzes zusätzliche Gebühren (z.B.: für Beobachtungsfahrten) vorgesehen sind bzw. beeinträchtigte Menschen selbst angehalten sind, ein Fahrzeug für Beobachtungsfahrten bereitzustellen.

Dies stellt eine Härte dar, die wegen der zusätzlich anfallenden Kosten als "Diskriminierung" ausgelegt werden könnte.

Zu § 9 Abs. 3 lit. 2: Öffentlich zugängliche Anlagen:

Hier wird insbesondere auf die Problemstellung verwiesen, dass einerseits für verschiedene Beeinträchtigungen äußerst unterschiedliche Adaptierungen erforderlich sind, die sich teilweise auch kontraproduktiv auswirken können (z.B.: Niveaugleichheit für sehbeeinträchtigte Menschen). Es wäre nach unserer Ansicht erforderlich, einen Kriterienkatalog festzulegen, da auch die finanziellen Auswirkungen bei der Adaptierung bestehender Anlagen ausufern werden und Mehrkosten zu tragen wären, die in vielen Fällen für beeinträchtigte Menschen keine Verbesserung bringen. So ist beispielhaft darauf zu verweisen, dass die Installierung akustischer Signale für sehbeeinträchtigte Menschen bzw. Blinde an sämtlichen Ampelanlagen unverhältnismäßig hohe Kosten verursachen würde, die bei einer Vielzahl von Ampelanlagen aber nie genutzt werden. Die bisherige Praxis, dass sich sehbeeinträchtigte oder blinde Menschen über die Verbände bei den Behörden und beim Straßenerhalter für die Installierung solcher Anlagen an bestimmten Routen einsetzen und diese auch realisiert werden und damit mit einem begrenzten Kostenaufwand auch tatsächlich genutzte Anlagen installiert werden, sollte festgeschrieben werden.

Zu § 9 Abs. 3 lit. 3: 

Die Anschaffung barrierefreier Nahverkehrsmittel im öffentlichen Verkehr erscheint durchaus zielführend, kann sich aus Kostengründen jedoch nur auf  Neuanschaffungen beziehen. Das generelle Installieren taktiler, akustischer oder optischer Orientierungshilfen wurde bisher kaum gefordert. Auch der Kostenrahmen kann nicht abgeschätzt werden.

Zum Schlichtungsstellengesetz:

Der Entwurf des Schlichtungsstellengesetzes sieht u.a. die Möglichkeit vor, auch bei den Geschäftsstellen des Bundesamtes für Soziales- und Behindertenwesen nach Notwendigkeit Senate der Schlichtungsstelle einzurichten. Dies sollte aus Gründen der Zeit- und Kostenersparnis jedenfalls forciert werden, damit nicht eine ähnliche Situation wie im Verfahren nach dem Behinderteneinstellungsgesetz in Bezug auf die Berufungskommission entsteht, die beim Bundesministerium in Wien eingerichtet ist und wohin in Anlassfällen aus ganz Österreich anzureisen ist.

Kosten können nicht nur im Rahmen der Administration und Teilnahme an solchen Verhandlungen entstehen, sondern insbesondere jedenfalls auch dadurch, dass die Länder jeweils ein Mitglied und eine Ersatzmitglied der Schlichtungsstelle zu nominieren haben, für das Mitglied bzw. Ersatzmitglied unter Fortzahlung der Dienstbezüge die notwendige freie Zeit zur Verfügung zu stellen haben und die notwendigen Reisegebühren zu tragen haben.

Ähnlich verhält es sich im Bezug auf die einzurichtende Behindertenanwaltschaft, wobei einer der drei vorgesehenen Behinderten-Anwälte auf Vorschlag der Länder zu bestellen ist.

Zum Behinderteneinstellungsgesetz:

Zu den neu vorgesehenen §§ 7, 7a bis 7j ist zu bemerken, dass auch hier der "Behinderten"begriff gegenüber dem sonstigen "Behinderten"begriff dieses Gesetzes stark erweitert wurde (s.o.). Erfasst sind sowohl Arbeitsverhältnisse des privaten als auch des öffentlichen Rechts. Da sich aus der Definition von Diskriminierung auch ergibt, dass die barrierefreie Gestaltung von Bereichen der Arbeitswelt Voraussetzung für die Gleichbehandlung in der Arbeitswelt sein kann, können damit verbundene Umbaukosten anfallen. Auch die Zurverfügungstellung gewisser Arbeitsmittel bzw. spezieller EDV-Ausstattung kann erforderlich werden und finanziell zu Buche schlagen.

Nicht unproblematisch erscheint die Neuregelung im § 7 Behinderteneinstellungsgesetz in Bezug auf die Kündigung oder vorzeitige Beendigung eines Dienstverhältnisses wegen einer Beeinträchtigung, da der Dienstnehmer in einem solchen Fall bei der Schlichtungsstelle die Feststellung des aufrechten Bestandes des Arbeitsverhältnisses beantragen kann. In Fällen einer Kündigung bzw. vorzeitigen Beendigung von Dienstverhältnissen auf Grund körperlicher oder geistiger Nichteignung könnte diese Neuregelung daher problematisch sein und sollten nach Möglichkeit im Voraus klare Abgrenzungen seitens des Bundesgesetzgebers vorliegen, wie sich der neue § 7 Behinderteneinstellungsgesetz zum Kündigungsgrund der körperlichen oder auch geistigen Nichteignung im Vertragsbedienstetenrecht verhält. 

Weiters wird die in § 8 Behinderteneinstellungs​gesetz vorgeschlagene Neuregelung des Abs. 4a abgelehnt, wonach im Verfahren beim Bundessozialamt der Behindertenausschuss bei seiner Entscheidung über die Zustimmung zur Kündigung von begünstigt Behinderten auch die Bestimmungen des neuen § 7 zu berücksichtigen hat. Dies stellt eine weitere Erschwerung der Kündigung von begünstigt Behinderten dar, die auf Grund der geübten Praxis zweifelhaft ist.

Zu überlegen wäre, ob die Effektivität des vorliegenden Gesetzesentwurfes nicht durch die ausschließliche zentrale Einrichtung von Kontrollinstanzen im BMSG beeinträchtigt wird; angeregt wird, in den Bundesländern Ansprechpersonen einzurichten, die den Kontakt zur Schlichtungsstelle bzw. zur Behindertenanwaltschaft beim BMSG herstellen.

Mit freundlichen Grüßen!

Dr. Eduard Pesendorfer

Ergeht abschriftlich an:

1. das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst

2. alle Ämter der Landesregierungen

3. die Verbindungsstelle der Bundesländer

4. die Mitglieder der Oö. Landesregierung

5. das Institut für Föderalismus 

_





Aktenzeichen: Verf�301011/26�Au





Bearbeiterin: Mag. Doris Aumayr


Telefon: 0732 / 7720-11700


Fax: 0732 / 7720-11713


E-mail: verf.post@ooe.gv.at





23. März 2004
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